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168 Rechtsverordnung 


betreffend die Nachentrichtung von Beiträgen zur Angeſtellten⸗ und Invalidenverſicherung für 
verſicherungsfreie Perſonen. 
Vom 5. Juli 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 40 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 

Scheiden Perſonen, die gemäß § 10, § 11 Nr. 1 und 2 und § 16 des Angeſtelltenverſicherungs⸗ 
geſetzes vom 12. Oktober 1923 (G. Bl. S. 1193 ff.) und § 1234, § 1235 Nr. 1 und 2 und § 1242 
der Reichsverſicherungsordnung in der für Danzig gültigen Faſſung verſicherungsfrei ſind, aus der 
verſicherungsfreien Beſchäftigung aus, ohne daß Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente (§ 10 Abſatz 1 des 
Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes, § 1234 der Reichs verſicherungsordnung) oder eine gleichwertige Lei⸗ 
ſtung auf Grund des Beſchäftigungsverhältniſſes gewährt wird, ſo ſind für die Zeit dieſer Beſchäf⸗ 
tigung Beiträge zur Angeſtellten⸗ bew. Invalidenverſicherung nachzuentrichten. Die nachentrich⸗ 
teten Beträge gelten insbeſondere auch für die Zuläſſigkeit der freiwilligen Weiterverſicherung, als 
rechtzeitig entrichtete Pflichtbeiträge. Der Eintritt des Verſicherungsfalles ſteht der Nachentrichtung 
von Beiträgen bis zu dieſem Zeitpunkt nicht entgegen. 

Für Erſatzzeiten im Sinne des § 152 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes und der §§ 1393 und 
1394 der Reichsverſicherungsordnung in der für Danzig gültigen Faſſung unterbleibt die Beitrags⸗ 
entrichtung. Beiträge, aus denen die Anwartſchaft erloſchen wäre, ſind nicht nachzuentrichten. 

Sind für die Zeit nach dem Eintritt in die verſicherungsfreie Beſchäftigung freiwillige Beiträge 
zur Angeſtellten- oder Invalidenverſicherung entrichtet, ſo bleiben ſie im Falle der Nachentrichtung 
von Pflichtbeiträgen gemäß Abſ. 1 für die Berechnung der Leiſtungen neben den Pflichtbeiträgen auch 
inſoweit wirkſam, als ſie auf den gleichen Zeitraum entfallen. Der § 1290 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung findet inſoweit keine Anwendung. 


8 2 
Die Nachentrichtung der Beiträge hat, ſofern in dieſer Rechtsverordnung nicht ausdrücklich etwas 
anderes beſtimmt iſt, von Amts wegen zu erfolgen. Ein Rechtsmittel gegen die Entſcheidung der 
oberſten Verwaltungsbehörden über die Frage, ob die Nachentrichtung von Beiträgen auf Grund 
dieſer Verordnung unterbleiben oder aufgeſchoben werden kann, findet nicht ſtatt. 
8 3 
Die Nachentrichtung von Beiträgen unterbleibt a 
a) beim Ausſcheiden durch Tod, wenn nach Beamtenrecht verſorgungsberechtigte Angehörige 
nicht vorhanden ſind oder der Verſicherungsträger auch im Falle der Nachentrichtung keine 
Hinterbliebenenrente zu gewähren hätte, 
b) wenn der Ausſcheidende vor dem Eintritt in die verſicherungsfreie Beſchäftigung weder in⸗ 
validen⸗ noch angeſtelltenverſicherungspflichtig war, es ſei denn, daß 
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1. für mindeftens 104 Wochen oder 24 Monate Beiträge nachzuentrichten find, oder 

2. der Ausſcheidende eine der Verſicherungspflicht unterliegende Beſchäftigung aufnimmt 
oder 

3. der Ausſcheidende die Nachentrichtung binnen 3 Jahren nach dem Ausſcheiden zwecks 
freiwilliger Weiterverſicherung beantragt. 


8 4 
Die Nachentrichtung von Beiträgen wird aufgeſchoben 

a) wenn eine aus der verſicherungsfreien Beſchäftigung ausſcheidende Frau ſich verheiratet, 

b) wenn der Ausſcheidende (Abſ. 2) aus einer nach § 10, § 11 Nr. 1 und 2 und § 16 des 
Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes oder § 1234, § 1235 Nr. 1 und 2 und § 1242 der Reichs- 
verſicherungsordnung in der für Danzig gültigen Faſſung verſicherungsfreien Tätigleit zu 
einer anderen auf Grund der vorerwähnten Vorſchrift ebenfalls verſicherungsfreien Tätigkeit 
übergeht, 

e) wenn dem aus der verſicherungsfreien Beſchäftigung Ausſcheidenden 

1. Wartegeld oder eine ähnliche zeitliche Verſorgung in Höhe des § 10 Abſ. 1 des An⸗ 
geſtelltenverſicherungsgeſetzes oder des § 1234 der Reichsverſicherungsordnung in der 
für Danzig gültigen Faſſung gewährt wird oder 

2. Ruhegeld und Hinterbliebenenverſorgung im Mindeſtbetrage der Ziff. 1 zugeſichert 
bleibt, 

ſolange die verſicherungsfreie Beſchäftigung vorübergehend unterbrochen, insbeſondere bei 

nichtfeſtangeſtellten Beamten und Lehrern keine Streichung in den amtlichen Vormerkliſten 
vorgenommen wird, 

e) wenn die an ſich verſicherungspflichtige, aber gemäß § 10, § 11 Nr. 1 und 2 und § 16 
des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes, § 1234, § 1235 Nr. 1 und 2 und § 1242 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung in der für Danzig gültigen Faſſung verſicherungsfreie Beſchäftigung 
ſchon wegen der Höhe des Einkommens verſicherungsfrei wird, 

f) wenn der aus der verſicherungsfreien Beſchäftigung Ausſcheidende (Abſ. 2) in eine Be⸗ 
ſchäftigung übertritt, die wegen der Höhe des Einkommens nicht verſicherungspflichtig iſt, die 
aber, wenn fie an ſich verſicherungspflichtig wäre, gemäß § 10, § 11 Nr. 1 und 2 und 
§ 16 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes oder § 1234, § 1235 Nr. 1 und 2 und § 1242 
der Reichsverſicherungsordnung in der für Danzig gültigen Faſſung verſicherungsfrei ſein 
würde, 

g) wenn der aus der verſicherungsfreien Beſchäftigung Ausſcheidende (Abſ. 2) 

1. nicht unmittelbar, aber ſpäteſtens 1 Jahr nach dem Ausſcheiden in eine andere verſi⸗ 
cherungsfreie Beſchäftigung (Buchſta ben b und f) übertritt, oder 
2. zu einer probeweiſen Beſchäftigung übertritt, die ſpäteſtens 2 Jahre nach dem Aus⸗ 
ſcheiden in eine verſicherungsfreie Beſchäftigung (Buchſtaben b und f) übergeht. 
Buchſtabe b), k) und g) gelten auch, wenn die eine der beiden verſicherungsfreien Beſchäftigungen 
an ſich angeſtelltenverſicherungspflichtig und die andere an ſich invalidenverſicherungspflichtig iſt. 


§ 5 
Beiträge, deren Nachentrichtung aufgeſchoben iſt, find nachzuentrichten in den Fallen 

a) des § 4 Abſ. 1 Buchſtabe a), wenn die Ehe gelöſt wird und die Ehefrau wiederum eine 
verſicherungspflichtige Beſchäftigung aufnimmt, 

b) des § 4 Abſ. 1 Buchſtabe b), f) und g), wenn beim Ausſcheiden aus der zweiten oder der 
ſich anſchließenden weiteren verſicherungsfreien Beſchäftigung ebenfalls nicht Ruhegeld und 
Hinterbliebenenrente (§ 10 Abſ. 1 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes, § 1234 der Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung in der für Danzig gültigen Faſſung) gewährt wird, 

c) des § 4 Abſ. 1 Buchſtabe c), wenn beim Eintritt des Verſicherungsfalles weder Ruhegeld 
oder Hinterbliebenenrente (§ 10 Why. 1 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes, § 1234 der 
Reichsverſicherungsordnung in der für Danzig gültigen Faſſung) noch eine gleichwertige Lei⸗ 
ſtung gewährt wird, wobei § 3 Buchſtabe a) entſprechend anzuwenden iſt, 

d) des § 4 Abſ. 1 Buchſtabe e) bei Beendigung des Beſchäftigungsverhältniſſes, falls nach 
dieſer Rechtsverordnung aus anderen Gründen nicht ein weiterer Aufſchub eintritt. 

Unterbleibt eine Nachentrichtung von Beiträgen, ſo iſt dem Ausſcheidenden eine Beſcheinigung 
zu erteilen über die Zahl und Höhe der für ihn nachzuentrichtenden Beiträge ſowie über die Ka⸗ 
lendermonate oder Kalenderwochen, auf welche die Beiträge entfallen. Eine gleiche Beſcheinigung iſt 
dem zuſtändigen Verſicherungsträger unter Angabe des neuen Arbeitgebers zu überſenden. 


d 


— 
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§ 6 
Werden Beiträge nachentrichtet, Jo werden in den Fällen : 

a) des § 4 Abſ. 1 Buchſtabe a) die Zeit vom Ausſcheiden aus der verſicherungsfreien Beſchäf⸗ 
tigung bis zum Eintritt in die verſicherungspflichtige Beſchäftigung, 

b) des § 3 Buchſtabe b) und des § 4 Abſ. 1 Buchſtabe c) die Zeit vom Ausſcheiden aus der 
verſicherungsfreien Beſchäftigung bis zur Nachentrichtung der Beiträge, 

c) des § 4 Abſ. 1 Buchſtabe d) die Zeit der vorübergehenden Unterbrechung, 

d) des § 4 Abſ. 1 Buchſtabe e) und f) die a. a. O. genannte Zeit, 

e) des § 4 Abſ. 1 Buchſtabe g) die Zeit zwiſchen den verſicherungsfreien Beſchäftigungen und 
die Zeit derjenigen Beſchäftigung, die wegen der Höhe des Einkommens nicht verſicherungs— 
pflichtig iſt 

als Erſatzzeit für die Aufrechterhaltung der Anwartſchaft angerechnet. 


8 7 

Die Nachverſicherung hat für die ganze, gegebenenfalls auch vor dem 1. Januar 1934 (§ 10) 
liegende Zeit der gemäß § 10, § 11 Nr. 1 und 2 und § 16 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes 
bezw. § 1234, § 1235 Nr. 1 und 2 und § 1242 der Reichsverſicherungsordnung in der für Danzig 
gültigen Faſſung verſicherungsfreien Beſchäftigung, früheſtens jedoch vom Zeitpunkt der Einführung 
der Verſicherungspflicht für die in Frage kommenden Berufsgruppen zu erfolgen. Unterhaltszuſchüſſe, 
die während der Berufsausbildung eines Beamten nach Maßgabe der Bedürftigkeit und Würdigkeit 
gewährt werden, ſind kein Entgelt im Sinne des 8 1 Abſ. 3 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes 
und des § 1226 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung. Für Beſchäftigungszeiten, in denen ſolche 
Unterhaltszuſchüſſe bewilligt worden find, kommt eine Nachverſicherung nicht in Frage. 


8 8 

Die Beiträge für die Zeit bis Ende Dezember 1923 ſind bei der Angeſtelltenverſicherung nach 
der Gehaltsklaſſe A in der durch § 26 der Verordnung vom 9. November 1923 (G. Bl. S. 1253 ff.) 
feſtgeſetzten Höhe (8 G monatlich), bei der Invalidenverſicherung nach der Lohnklaſſe II in der 
durch § 2 der Verordnung vom 26. Oktober 1923 (G. Bl. S. 1117 ff.) feſtgeſetzten Höhe (40 P 
wöchentlich), für die ſpätere Zeit nach der dem jeweiligen Einkommen entſprechenden Gehalts- oder 
Lohnklaſſe zu entrichten. 

Die nachzuentrichtenden Beiträge trägt in voller Höhe der Arbeitgeber. Sie können ſtatt in 
Marken in bar an die Verſicherungsanſtalt unter berſendung einer Abrechnung gezahlt werden. 


8 9 . 
Dieſe Rechtsverordnung findet auf die aus dem Dienſt ausſcheidenden Schützen der Landespolizei 
entſprechende Anwendung. 


— 


8 10 
Dieſe Rechtsverordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1934 in Kraft. Der Erlaß vom 
7. März 1932 (St. A. 1 S. 108) wird vom gleichen Zeitpunkt ab aufgehoben. 


Danzig, den 5. Juli 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer v. Wnuck 


169 Rechtsverordnung 
über Theater aufführungen. 
Vom 10. Juli 1934. 


Auf Grund von § 1 Ziffer 71 und 79 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 wird folgendes verordnet: 
8 1 a ö 
§ 32 der Gewerbeordnung wird aufgehoben, desgleichen wird aufgehoben der § 6 der Rechts⸗ 
verordnung vom 11. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 381). : 


§ 2 : 7222522 
Die öffentliche Veranſtaltung von Theateraufführungen, ſowie die Errichtung eines Theater⸗ 
betriebes bedarf der Genehmigung der Landeskulturkammer. Die Genehmigung iſt auch erforderlich, 
wenn das geplante Unternehmen nicht Erwerbszwecken dient, ſondern gemeinnützig betrieben wird. Die 


Erteilung der Genehmigung kann von Bedingungen jeder Art abhängig gemacht werden. fee 
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Ob eine Theateraufführung vorliegt oder eine Veranſtaltung nach § 33a und 33 b der Gewerbe- 
ordnung, entſcheidet endgültig die Landeskulturkammer. 


§ 3 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 10. Juli 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Paul Batzer Boeck 


170 Verordnung 
zur Durchführung der Verordnung über Anderungen der Reichsverſicherungsordnung und des An⸗ 
geſtelltenverſicherungsgeſetzes vom 1. März 1932 (G. Bl. S. 123 ff.) 
Vom 18. Juni 1934. 


Auf Grund des Kapitels IV § 1 der vorbezeichneten Verordnung wird zur Durchführung des Ka⸗ 
pitels III Abſchnitt 1 8 11 folgendes verordnet: 


Artikel ! 

Der Artikel 1 der Verordnung vom 9. Februar 1934 (G. Bl. S. 53) erhält folgende Faſſung: 
Ein Ruhen der Renten aus der Invaliden- und Angeſtelltenverſicherung tritt beim Zuſammen⸗ 

treffen mit Verſorgungsbezügen auf Grund einer nach SS 1234, 1242 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung und §§ 10, 16 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes verſicherungsfreien Beſchäftigung 
nicht ein, wenn die verſicherungsfrei Beſchäftigten verpflichtet waren, für die ihre Verſicherungs⸗ 
freiheit begründende Anwartſchaft auf Verſorgung beſondere Beiträge zu entrichten. 

Artikel il 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 18. Juni 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


171 Verordnung 
zur Abänderung des Abkommens zwiſchen der Freien Stadt Danzig und der Republik Polen zur 
Vermeidung der Doppelbeſteuerung auf dem Gebiete der direkten Steuern. 
Vom 10. Juli 1934. 


Gemäß § 1 I Ziffer 18 in Verbindung mit § 2d des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes verordnet: 


Der polniſche Text des Art. VI Abſ. 2 des Abkommens zwiſchen der Freien Stadt Danzig und 
der Republik Polen zur Vermeidung der Doppelbeſteuerung auf dem Gebiete der direkten Steuern 
vom 29. Mai 1929 (G. Bl. 1930 S. 107) wird wie folgt geändert: 


In der 7. Zeile treten an die Stelle der Worte „rodziny ich“ die Worte „ich ogniska rodzinne.“ 
In der 8. Zeile werden die Worte „i powin owatych“ geſtrichen. 
In der 12. Zeile treten an die Stelle der Worte „przebywaja ich rodziny“ die Worte „znajduja 
ſie ich ogniska rodzinne.“ 
Danzig, den 10. Juli 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning v. Wnuck Dr. Hoppenrath 
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172 Verordnung i 5 
zur Anderung des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs. 
Vom 30. Juni 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 89 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 
Im Geſetz über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (R. G. Bl. S. 347) 
wird § 19 geſtrichen. 
Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit der Veröffentlichung in Kraft. 
Danzig, den 30. Juni 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


173 Verordnung 
zur Anderung des Beamten⸗Ruheſtandsgeſetzes und des Beamten⸗Hinterbliebenengeſetzes. 
Vom 16. Juli 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 21 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel! 
Das Beamten-Ruheſtandsgeſetz vom 23. Februar 1926 (G. Bl. S. 39) in der Faſſung des § 42 
des Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 329) wird wie folgt geändert: 
1. 8 6 Nr. 2 erhält folgende Faſſung: 
„2. wenn der Beamte = 
a) die Danziger Staatsangehörigkeit verliert, 
b) feinen Wohnſitz ohne Genehmigung des Senats außerhalb des Gebietes der Freien Stadt 
Danzig verlegt“; 
2. § 26 Abſ. 1 Nr. 1 erhält folgende Faſſung: 
„1. wenn ein Ruhegehaltsempfänger 
a) die Danziger Staatsangehörigkeit verliert, bis zu ihrer etwaigen Wiedererlangung, 
b) ſeinen Wohnſitz ohne Genehmigung des Senats außerhalb des Gebietes der Freien Stadt 
Danzig verlegt, bis zur Rückkehr in das Gebiet der Freien Stadt Danzig nach Aufgabe 
des auswärtigen Wohnſitzes“; a 
3. § 26 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

„Das Recht auf den Bezug des Ruhegehalts ruht nicht, wenn ein aus dem deutſchen un⸗ 
mittelbaren oder unmittelbaren Staats⸗ oder öffentlichen Schuldienſt übernommener Beamter aus 
Anlaß ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand ſeinen Wohnſitz nach Deutſchland verlegt, auch wenn 
er dort unter Verluſt der Danziger Staatsangehörigkeit die deutſche Reichsangehörigkeit von 
neuem erwirbt. Im übrigen kann der Senat im Falle des Abſ. 1 Nr. 1 a das Ruhegehalt weiter⸗ 
gewähren, wenn der Ruhegehaltsempfänger die Danziger Staatsangehörigkeit aus einem wich⸗ 
tigen Grunde aufgibt.“ s 

Artikel II a 
Das Beamten⸗Hinterbliebenengeſetz vom 23. Februar 1926 (G. Bl. S. 53) wird wie folgt ge⸗ 
ändert: 
1. § 12 Abſ. (1) Nr. 1 erhält folgende Faſſung: 
„1. wenn der Berechtigte 
a) die Danziger Staatsangehörigkeit verliert, bis zu ihrer etwaigen Wiedererlangung, 
b) ſeinen Wohnſitz ohne Genehmigung des Senats außerhalb des Gebietes der Freien Stadt 

Danzig verlegt, bis zur Rückkehr in das Gebiet der Freien Stadt Danzig nach Aufgabe des 

auswärtigen Wohnſitzes;“ 


532 


2. § 12 Abſ. (3) erhält folgende Faſſung: 

„(3) Das Recht auf den Bezug des Witwen- und Waiſengeldes ruht nicht, wenn der Ver⸗ 
ſtorbene, aus deſſen Dienſtverhältnis das Recht auf die Hinterbliebenenbezüge herſtammt, ein 
aus dem deutſchen unmittelbaren oder mittelbaren Staats⸗ oder öffentlichen Schuldienſt über⸗ 
nommener Beamter war und der Hinterbliebenenbezugsberechtigte 

a) ſeinen Wohnſitz nach Deutſchland verlegt, auch wenn er dort unter Verluſt der Danziger 
Staatsangehörigkeit die deutſche Reichsangehörigkeit erwirbt, 

b) ſchon zu Lebzeiten des Beamten mit dieſem zuſammen aus Anlaß ſeiner Verſetzung in den 
Ruheſtand den Wohnſitz nach Deutſchland verlegt und gegebenenfalls aus dem gleichen 
Grunde die deutſche Reichsangehörigkeit erworben hat. 

Im übrigen kann der Senat im Falle des Abſ. 1 Nr. la das Witwen⸗ und Waiſengeld 
gewähren, wenn der Berechtigte die Danziger Staatsangehörigkeit aus einem wichtigen Grunde 
aufgibt.“ 

Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Auguſt 1934 in Kraft. 


Danzig, den 16. Juli 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath v. Wnuck 


174] ra; Verordnung 
zur Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit der Invaliden⸗ und der Angeſtelltenverſicherung. 
Vom 11. Juli 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 40 in Verbindung mit § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Erſter Teil 
' Berechnung der Verſicherungsleiſtungen 
Kapitel ! 
Invalidenverſicherung 
8 1 
(1) Die Invalidenrente beſteht aus Grundbetrag und Steigerungsbetrag. 
(2) Der Grundbetrag iſt für alle Klaſſen (Lohn- und Beitragsklaſſen) 88,80 Gulden im Jahre. 
Er wird vom Staate getragen. 
(3) Der jährliche Steigerungsbetrag ijt für jeden Wochenbeitrag 
in der erſten Klaſſſſ 10 Pfennig 
„ „ zweiten „ ä 75 
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Auf Beiträge, die für die Zeit vom 1. Oktober 1921 bis zum 31. Dezember 1923 entrichtet ſind, ent⸗ 
fällt kein Steigerungsbetrag. 
(4) Werden nicht die vollen Rentenbeträge ausgezahlt, jo werden Grundbetrag, Steigerungs- 
betrag und Kinderzuſchuß im gleichen Verhältnis gekürzt. 


or yes 
(J) Sind insgefamt weniger als fünfhundert Wochenbeiträge entrichtet, fo werden bei der Be⸗ 
rechnung des Steigerungsbetrages die an dieſer Zahl fehlenden Wochenbeiträge aus der erſten Klaſſe 
ergänzt. 
(2) Der Steigerungsbetrag iſt mindeſtens 88,80 Gulden im Jahre. 


U 
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§ 3 
(1) Für jede Witwen- und Witwerrente ijt der Grundbetrag 88,80 Gulden, für jede Waiſen⸗ 
rente 44,40 Gulden im Jahre. Er wird vom Staate getragen. s 
(2) Als Steigerungsbetrag werden bei der Witwen⸗ und Witwerrente fünf Zehntel, bei der 
Waiſenrente für jede Waiſe vier Zehntel des Steigerungsbetrages der Invalidenrente gewährt. 


Kapitel II 
Angeſtelltenverſicherung 
8 4 
(1) Das Ruhegehalt beſteht aus Grundbetrag und Steigerungsbetrag. 
(2) Der Grundbetrag iſt für alle Klaſſen (Gehalts- und Beitragsklaſſen) 450 Gulden im Jahre. 
(3) Der jährliche Steigerungsbetrag iſt für jeden Monatsbeitrag 
in der Klaſſe 9258 
e 90588. 
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(4) Auf Beiträge, die für die Zeit vom 1. Auguſt 1921 bis zum 30. November 1923 entrichtet 
worden find, entfällt kein Steigerungsbetrag. 
(5) Der Kinderzuſchuß beträgt 110,40 Gulden im Jahre. 


8 5 
Die Witwenrente und die Witwerrente betragen fünf Zehntel, die Waiſenrente für jede Waiſe 
vier Zehntel des Grundbetrages und des Steigerungsbetrages des Ruhegeldes. 


8 6 
über das vollendete fünfzehnte Lebensjahr hinaus werden Kinderzuſchüſſe und Waiſenrenten 
nicht gewährt. 


FOr 80 


8 7 

Der § 22 der Verordnung zur Ausführung des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes und des Cin- 
führungsgeſetzes zum Angeſtelltenverſicherungsgeſetz vom 9. November 1923 (G. Bl. S. 1253 ff.) erhält 
folgende Faſſung: 

Auf die Wartezeiten werden die vollen Kalendermonate angerechnet, in denen Verſicherte während 
des letzten Krieges dem Deutſchen Reiche oder einem mit ihm verbündeten oder befreundeten Staate 
Kriegs⸗, Sanitäts- oder ähnliche Dienſte geleiſtet haben. Dies gilt auch für Verſicherte, die fic) in 
der Zeit vom 1. Januar 1913 bis zum Beginn ihres Kriegsdienſtes noch in der Ausbildung für 
einen Angeſtelltenberuf befanden oder nach vorheriger Beſchäftigung als Angeſtellter ihrer aktiven 
Dienſtpflicht genügten und daher von der Verſicherungspflicht nicht erfaßt wurden. 

Dieſe Vorſchrift gilt nicht für Verſicherte, die in dem letzten Beitragsmonate vor dem bezeich⸗ 
neten Dienſte bei einer Erſatzkaſſe verſichert geweſen ſind. 


8 8 
Der Senat kann zulaſſen, daß die Selbſtverwaltung die geſetzlichen Leiſtungen (Regelleiſtungen) 
durch Mehrleiſtungen ergänzt. Er regelt dann Gegenſtand und Vorausſetzungen, die Zuſtändigkeit und 
das Verfahren. 5 
Zweiter Teil 5 
Aufbringung der Mittel 
8 9 55 | 
(1) In der Invaliden- und der Angeſtelltenverſicherung wird zur Feſtſetzung der Höhe der Bei- 
träge für die Geſamtheit der Verſicherten der Durchſchnittsbeitrag berechnet. Er iſt ſo zu bemeſſen, 
daß der Wert aller künftigen Beiträge ſamt dem Vermögen — und in der Invalidenverſicherung 
auch ſamt den Staatsmitteln — den Betrag deckt, der nach der Wahrſcheinlichkeitsrechnung mit Zins 
und Zinſeszins erforderlich iſt, um alle zukünftigen Aufwendungen der Verſicherungsträger zu be⸗ 
ſtreiten. : 
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(2) Den hiernach erforderlichen Beitragsſatz beſtimmt der Senat. Die Höhe der Pflichtbeiträge 
iſt gleichmäßig nach dem Endbetrag jeder Klaſſe zu bemeſſen. 


§ 10 
Zur Nachprüfung der Beiträge ſollen durch den Senat in zweijährigen Zeitabſchnitten, erſt⸗ 
malig für den 31. Dezember 1935, verſicherungstechniſche Bilanzen aufgeſtellt werden. 


8 11 
(1) Der Staat leiſtet zur Invalidenverſicherung außer den für die Deckung der Grundbeträge erfor⸗ 
derlichen Mitteln einen jährlichen Staatsbeitrag von 1230 000 G in monatlichen Teilen. Hierin find ent- 
halten s 
der Staatsbeitrag 
nach Art. IV des Geſetzes über Leiſtungen in der Invalidenverſicherung vom 26. Oktober 
1928 (G. Bl. ©. 361) und nach Artikel IV des Geſetzes über Leiſtungen in der Invaliden- 
verſicherung vom 7. Oktober 1980 (G. Bl. S. 206) 
5 ſowie 
die Staatsmittel : SI 
nach § 2 der Verordnung zur Milderung von Härten in der Sozialverſicherung vom 25. März 
1933 (G. Bl. S. 151). = : 
(2) Die im Abſ. 1 Satz 2 bezeichneten Vorſchriften treten außer Kraft. 
: § 12 
(1) In der Invalidenverfiherung wird eine Lohnklaſſe VIII angefügt. Sie gilt für einen wöchent⸗ 
lichen Arbeitsverdienſt von mehr als 52,50 Gulden. 
(2) Die bisherige Lohnklaſſe VII gilt für einen wöchentlichen Arbeitsverdienſt von mehr als 
45 bis zu 52,50 Gulden. 
(3) Für die freiwillige Beitragsentrichtung werden die Beitragsklaſſen IX und X gebildet. 


§ 13 
(1) In der Angeſtelltenverſicherung wird die Jahresarbeitsverdienſtgrenze auf 9000 Gulden her⸗ 
abgeſetzt; der Senat iſt ermächtigt, dieſe Grenze zu ändern. 
(2) Die bisherige Gehaltsklaſſe H gilt für einen Monatsarbeitsverdienſt von mehr als 500 Gul⸗ 
den bis zu 750 Gulden. 
(3) Soweit in Vorſchriften für die Soziale Verſicherung die Grenze von 10 200 Gulden zugrunde 
gelegt wird, tritt an ihre Stelle die Grenze von 9000 Gulden. 


§ 14 
In der Invaliden⸗ und der Angeſtelltenverſicherung ſteht den Verſicherten die Wahl einer 
höheren als der geſetzlichen Klaſſe frei. 
Dritter Teil 
Aufrechterhaltung der Anwartſchaft während der Arbeitsloſigkeit 
§ 15 
Die Zeit, während der ein Arbeitsloſer Erwerbsloſenunterſtützung erhält oder aus der öffent⸗ 
lichen Fürſorge unterſtützt wird, wird als Erſatzzeit für die Aufrechterhaltung der Anwartſchaft ange⸗ 
rechnet. : 
§ 16 
Zur Deckung des der Landesverſicherungsanſtalt für Invalidenverſicherung nad § 15 entſtehenden 
Mehraufwandes zahlt der Staat monatlich 60 Pfennig für jeden Arbeitsloſen. Die Zahl der Ende 
eines jeden Kalenderjahres bei den Arbeitsämtern gemeldeten Arbeitsloſen iſt maßgebend für das ganze 
folgende Rechnungsjahr des Staates. 
Vierter Teil 
Wanderverſicherung 
§ 17 
Sind für einen Verſicherten der Invalidenverſicherung oder der Angeſtelltenverſicherung auch Bei- 
träge zu dem anderen genannten Verſicherungszweige entrichtet, ſo gelten für die Rentengewährung 
folgende Vorſchriften. 
N § 18 
Für die Aufrechterhaltung der Anwartſchaft und die Erfüllung der Wartezeit in der Invaliden⸗ 
oder der Angeſtellterverſicherung werden die zu beiden Verſicherungszweigen entrichteten Beiträge zu⸗ 
ſammengerechnet. — 


535 
§ 19 

(1) Beim Eintritt eines Verſicherungsfalls wird eine Leiſtung nur aus den Verſicherungszweigen 
gewährt, deren Leiſtungsvorausſetzungen erfüllt ſind. 

(2) Der Grundbetrag wird aus einem Verſicherungszweige dann voll gewährt, wenn die Warte⸗ 
zeit durch die in ihm entrichteten Beiträge erfüllt iſt. Iſt dies nicht der Fall, wird der Grundbetrag 
nur zu dem Teil gewährt, der dem mit Beiträgen belegten Teil der Wartezeit entſpricht. 

(3) Die aus beiden Verſicherungszweigen zu gewährenden Grundbeträge oder Grundbetragsteile 
dürfen zuſammen den Grundbetrag der Angeſtelltenverſicherung nicht überſteigen. Soweit dies der Fall 
ſein würde, wird der Grundbetrag aus der Invalidenverſicherung nicht gewährt. 

(4) Sind für dieſelbe Zeit Beiträge zu beiden Verſicherungszweigen entrichtet, fo wird fie für den 
Grundbetrag nur einmal berückſichtigt. Hierbei gilt folgende Reihenfolge: Angeſtelltenverſicherung, In⸗ 
validenverſicherung. 

(5) Die Abſätze 2 bis 4 gelten entſprechend für den Kinderzuſchuß. 

(6) Der Steigerungsbetrag wird grundſätzlich unverkürzt gewährt. Auf den Steigerungsbetrag aus 
der Invalidenverſicherung finden die Vorſchriften im § 2 keine Anwendung. Iſt nach den Abſätzen 2 
bis 4 der volle Grundbetrag aus der Angeſtelltenverſicherung zu leiſten, jo wird der Steigerungs⸗ 
betrag aus der Invalidenverſicherung nur inſoweit gewährt, als er 


bei dem Ruhegeldeeeeeeeeeeeeeeee 14,75 Gulden, 
bei der Witwen- und der Witwerrente . . 7,40 Gulden, 
bei der Waiſen renten 5,90 Gulden 


im Monat überſteigt. Dieſe Beträge ermäßigen ſich entſprechend, wenn aus der Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung nur ein Teil des Grundbetrags zu leiſten iſt. 

(7) Sind in einem Verſicherungszweige nicht für mehr als ſechsundzwanzig Wochen oder ſechs 
Monate Beiträge entrichtet, ſo wird aus dieſem Verſicherungszweige keine Leiſtung gewährt. 


8 20 

(1) Sind für einen Verſicherten Beiträge zu einem Verſicherungszweig entrichtet, obwohl er dem 
anderen angehört, ſo dürfen die Beiträge nur inſoweit beanſtandet werden, als die Nachentrichtung 
von Beiträgen zu dem anderen Verſicherungszweige ſtatthaft iſt. Bei Streit über die Verſicherungs⸗ 
zugehörigkeit ſind bis zur Entſcheidung Beiträge an den bisherigen Verſicherungsträger weiter zu ent⸗ 
richten. 

(2) Die beanſtandeten Beiträge werden dem zuſtändigen Verſicherungszweig überwieſen; ſie gelten 
als zu Recht entrichtete Beiträge dieſes Verſicherungszweigs. Sind die Beiträge des zuſtändigen Ver⸗ 
ſicherungszweigs höher, wird der Fehlbetrag, ſoweit zuläſſig, eingezogen. Ein etwaiger Überſchuß wird 
von Amts wegen erſtattet. Der Verſicherte kann jedoch erklären, daß der Überſchuß, ſoweit zuläſſig, 
als freiwilliger Höherverſicherungsbeitrag gelten ſoll; er hat in dieſem Falle den Beitragsteil des 
Arbeitgebers zu erſetzen. 

Fünfter Teil 
Sonſtige Vorſchriften 
Kapitel I 
Allgemeines 
§ 21 

(1) S 27f der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 

Der Senat beſtimmt den Betrag, bis zu welchem das Vermögen in den im § 26 Nr. 1 
genannten Forderungen anzulegen iſt. 

(2) § 58 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes erhält folgende Faſſung: 

Der Senat beſtimmt den Betrag, bis zu welchem das Vermögen in den im § 190 Nr. 1 
genannten Forderungen anzulegen iſt. 
8 22 re 

Abweichend von der Vorſchrift im § 80 Abf. 1 Satz 2 der Reichsverſicherungsordnung haben die 
Verſicherungsträger für jede Spruchſache, an der ſie beteiligt ſind, einen Pauſchbetrag von 18 Gulden 
zu entrichten. Der Senat kann den Pauſchbetrag für das geſamte Gebiet der Sozialverſicherung oder 
für einzelne Verſicherungszweige ändern. 
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Kapitel II 
Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung 
§ 23 
In der Invaliden- und der Angeſtelltenverſicherung dürfen freiwillige Beiträge, die am 31. De⸗ 
zember 1931 für einen zurückliegenden Zeitraum noch entrichtet werden durften, bis zum 31. Oktober 
1934 entrichtet werden, ſolange der Verſicherungsfall nicht eingetreten it. 


§ 24 
In der Angeſtelltenverſicherung erliſcht die Anwartſchaft, wenn nach dem Schluſſe des Kalender⸗ 
jahres, in dem der erſte Beitrag entrichtet worden iſt, bis zum Beginne des Kalenderjahres, in dem 
der Verſicherungsfall eintritt, jährlich weniger als ſechs Beitragsmonate zurückgelegt worden ſind. 


8 25 
In der Angeſtelltenverſicherung werden Angeſtellte, die beim Eintritt in die verſicherungspflichtige 
See das fünfzigſte Lebensjahr vollendet haben, auf Antrag von der Verſicherungspflicht be- 
eit. 
Sechſter Teil 
Schluß vorſchriften 
§ 26 
(1) Dieſes Geſetz tritt, ſoweit nicht in den folgenden Abſätzen etwas anderes beſtimmt iſt, mit 
dem 1. Auguſt 1934 in Kraft. 
(2) Die §§ 23 und 25 treten mit Wirkung vom 1. Januar 1932, der § 24 mit Wirkung vom 
1. Januar 1934, die §§ 11, 15, 16 22 mit Wirkung vom 1. April 1934 in Kraft. 
(8) Der Senat beſtimmt, mit welchem Zeitpunkt der § 9 in Kraft tritt. 


§ 27 

(1) Die Vorſchriften der 88 1 bis 6 gelten für Anſprüche aus Verſicherungsfällen, die vor dem 
1. Auguſt 1934 eingetreten ſind, dann, wenn der Verſicherungsträger ſeinen Beſcheid nach dem 31. Juli 
1934 erteilt, es ſei denn, daß der Rentenantrag vor dem 1. April 1934 geſtellt war. 

(2) Die Vorſchriften der 88 17 bis 19 gelten für Anſprüche aus Verſicherungsfällen, die vor 
dem 1. Auguſt 1934 eingetreten ſind, dann, wenn bisher aus keinem Verſicherungszweig eine Rente 
gewährt worden iſt. Die Rechtskraft früherer Entſcheidungen ſteht nicht entgegen. 

§ 28 

Solange die Beiträge zur Invaliden⸗ und zur Angeſtelltenverſicherung nicht anderweitig feſt⸗ 
geſetzt werden, ſind die bisherigen Beiträge weiterzuentrichten; in der Invalidenverſicherung iſt jedoch 
vom 30. Juli 1934 ab bis auf weiteres 

in der Lohnklaſſe VII 

ein Wochenbeitrag von 258 Pfennig, 
in der Lohnklaſſe VIII 

ein Wochenbeitrag von 296 Pfennig, 
in der Beitragsklaſſe IX 

ein Wochenbeitrag von 332 Pfennig, 
in der Beitragsklaſſe X 

ein Wochenbeitrag von 370 Pfennig 

zu entrichten. 
§ 29 


Vorbereitende Maßnahmen zur Durchführung der Vorſchriften dieſes Geſetzes können ſchon vor 
dem Inkrafttreten der einzelnen Vorſchriften getroffen werden. 


§ 30 


(J) Der Senat ijt ermächtigt, zur Durchführung und Ergänzung der Vorſchriften dieſes Ge 
ſetzes Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. Er kann Vorſchriften 
der Reichsverſicherungsordnung und des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes zwecks Anpaſſung an die Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes ändern. 
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(2) Er iſt ferner ermächtigt, die beiden Geſetze im Geſetzblatte neu bekanntzumachen. Er kann 
dabei überholte Vorſchriften weglaſſen, Unſtimmigkeiten beſeitigen ſowie Umftellungen und ſolche An⸗ 
derungen vornehmen, die nur die Faſſung betreffen oder ſich aus einer Anderung des Rechts oder der 
ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe ergeben. 


Danzig, den 11. Juli 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


175 Druckfehlerberichtigung. 
zur Verordnung zur Anderung des Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 4. Juli 1934 (G. Bl. S. 513 ff.). 
In Artikel I Ziff. II Nr. 4 Buchſtabe a) muß es ſtatt „Amtsmänner“ heißen: „Amtmänner“. 


In Artikel I Ziff. II Nr. 11 find vor „Hauptwachtmeiſter der Schutzpolizei“ uſw. die fehlenden 
Anführungsſtriche zu ſetzen. 


a — . — —— — . —— 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


